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Stellungnahme zur Rolle der Länder bei der Bewältigung der Corona-
Pandemie in Deutschland  

von MdEP Oliver Schenk für die Anhörung der Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages am 26. Februar 2026 

 
 

Die Bewältigung der Corona-Pandemie stellte den föderalen Staatsaufbau der 
Bundesrepublik Deutschland vor eine außergewöhnliche Bewährungsprobe. In einer 
Situation großer Unsicherheit, dynamischer internationaler Lageentwicklungen und 
tiefgreifender Grundrechtseingriffe zeigte sich: Der deutsche Föderalismus ist kein 
Hemmnis effektiven Krisenmanagements, sondern dessen strukturelle 
Voraussetzung – sofern Koordination, Datenbasis und parlamentarische 
Rückbindung institutionell abgesichert sind. 
 
Institutionelle und organisatorische Weiterentwicklungen müssen im Lichte der 
Erfahrungen aus der Pandemie geprüft werden – auch vor dem Hintergrund 
beispielloser globaler Krisen, die künftiges staatliches Handeln prägen werden. 
Die notwendige Debatte sollte alle Ebenen des Staatsaufbaus ebenso einbeziehen 
wie die für den Krisenfall vorgesehenen nationalen und internationalen Einrichtungen 
sowie die Wissenschaft in ihrer gesamten Breite. 
 
Die folgenden Ausführungen sind insbesondere aus der Länderperspektive 
entwickelt. Sie spiegeln eigene Eindrücke und Einschätzungen wider sowie 
Überlegungen, die im Austausch mit früheren Kolleginnen und Kollegen entstanden 
sind und auf eine größere Krisenfestigkeit staatlicher Strukturen zielen. 
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Rolle der Ministerpräsidentenkonferenz und dezentrale 
Entscheidungsstrukturen 
 
Gesundheitsschutz liegt in der originären Zuständigkeit der Länder. Sie trugen in der 
Pandemie die zentrale Verantwortung – insbesondere beim Vollzug des 
Infektionsschutzes, im Gesundheits- und Krankenhausmanagement, im 
Bildungsbereich sowie bei der Organisation des öffentlichen Lebens und 
umfangreicher Unterstützungsmaßnahmen.  
 
Die enge Zusammenarbeit mit der kommunalen Ebene war dabei von zentraler 
Bedeutung. Föderalismus ist nur so leistungsfähig wie seine vertikale Koordination. 
Eine Schlüsselrolle kam der Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) als Gremium der 
horizontalen Abstimmung der Länder zu. Sie entwickelte sich im Verlauf der 
Pandemie – meist unter Beteiligung der Bundeskanzlerin – zum zentralen politischen 
Koordinierungsforum zwischen Bund und Ländern. 

Die MPK ist ein seit Beginn der 1950er Jahre bestehendes, historisch gewachsenes 
politisches Koordinierungsgremium, jedoch kein Verfassungsorgan. 
Verfassungsrechtliche Fragen hinsichtlich ihrer koordinierenden Rolle stellen sich 
nicht, da sie keine rechtlich verbindlichen Entscheidungen trifft. Ihre Beschlüsse 
hatten faktisch politische Vorwirkung für Rechtsverordnungen und 
Gesetzgebungsverfahren, ersetzten jedoch weder Landesregierungen noch 
Parlamente. Die rechtlich verbindliche Umsetzung erfolgte stets durch formelle 
Gesetzgebung oder Landesverordnungen. Beispielsweise oblag die Feststellung der 
Notlage sowie der epidemischen Lage dem Landesgesetzgeber. 
 
Mit zunehmender Dauer der Pandemie wurde jedoch ein Spannungsverhältnis 
sichtbar: Einerseits bestand ein hoher Bedarf an exekutiver Handlungskoordination, 
andererseits wuchs die Bedeutung des parlamentarischen Vorbehalts – insbesondere 
bei grundrechtsintensiven Maßnahmen.  
 
In Sachsen waren der Landtagspräsident, die Fraktionsvorsitzenden der 
regierungstragenden Fraktionen sowie die Präsidenten der kommunalen 
Spitzenverbände von Beginn der Pandemie regelmäßig zu den Beratungen des 
Kabinetts eingeladen, um eine frühzeitige und umfassende Information 
sicherzustellen. Die Landtagsfraktionen wurden immer im Rahmen der Anhörung 
einer jeden Verordnung beteiligt und haben sich entsprechend eingebracht. Dieses 
Verfahren sicherte die ständige Einbindung des Parlaments. Auf dieser Basis sollte 
die institutionelle Einbindung der Legislative konstruktiv weiterentwickelt werden. 
 
Empirische Auswertungen zeigen zudem, dass der häufig kritisierte „Flickenteppich“ 
in dieser Pauschalität nicht zutrifft. Die meisten MPK-Beschlüsse wurden identisch 
oder weitgehend einheitlich umgesetzt. Unterschiede betrafen überwiegend 
Detailfragen und spiegelten bewusste politische Abwägungen wider, die sich aus 
regional unterschiedlichen Infektionslagen, Verwaltungsstrukturen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ergaben.  
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Gerade diese Differenzierung erwies sich als Stärke des föderalen Systems. In 
Sachsen spielte etwa die Grenzlage zu Polen und Tschechien eine besondere Rolle. 
 
Umgekehrt wäre ohne die Koordinierung in der MPK der „Flickenteppich“ deutlich 
bunter gewesen. Dies hätte zum einen negative Auswirkungen auf die Akzeptanz der 
ergriffenen Schutzmaßnahmen haben können. Zum anderen haben die in einem Land 
ergriffenen Schutzmaßnahmen sehr häufig Auswirkungen auf die anderen Länder. 
Intensiv diskutiert wurden unter diesem Aspekt beispielsweise die Öffnung 
touristischer Einrichtungen in einzelnen Urlaubsregionen und deren Folgen für den 
Reiseverkehr oder die Zulassung von Zuschauern bei Bundesligaspielen. Im Ergebnis 
konnte mit der Koordinierung in der MPK ein gut funktionierender, weil etablierter 
Ausgleich und eine ausgewogene Balance zwischen einheitlichem Vorgehen der 
Länder, da wo es möglich ist, und regional angepasstem Vorgehen, da wo es nötig 
ist, sichergestellt werden. 
 
Gleichwohl traten Reibungsverluste auf – insbesondere bei Datenlage, 
Indikatorendefinition, Kommunikation und Umsetzung in vollzugstaugliche 
Verordnungen. Mit zunehmender Dauer der Pandemie nahm das Mikromanagement 
in der MPK und in einzelnen Landesregierungen zu. Dies sowie die öffentliche 
Vorabverbreitung von Beschlussentwürfen erschwerten effiziente Beratungen. Häufig 
fehlten interoperable IT-Systeme und klar definierte Rückkopplungsmechanismen 
aus dem kommunalen Vollzug. Für zukünftige Krisen ist daher eine verbindliche 
gemeinsame Datenarchitektur unerlässlich. 
 
Zuständigkeiten, Krisenstäbe und operative Koordination 
 
Formal war die Zuständigkeitsverteilung klar: Der Bund setzte den gesetzlichen 
Rahmen, die Länder vollzogen, die Kommunen setzten operativ um. 
 
Für die Umsetzung dieser Arbeitsteilung existierten zahlreiche 
Koordinierungsstrukturen – darunter MPK, Fachministerkonferenzen, 
Bundesministerien, Landeskrisenstäbe und kommunale Führungsstäbe, die sich zu 
relevanten Fragen und Verfahren koordiniert haben.  
  
Die europäische Ebene übernahm überwiegend unterstützende Funktionen, die sich 
jedoch als strategisch bedeutsam erwiesen. Die gemeinsame Impfstoffbeschaffung 
verhinderte einen innereuropäischen Wettbewerbsdruck um knappe Ressourcen. Mit 
Instrumenten wie HERA und einer stärkeren Koordinierung über ECDC wurden erste 
Schritte in Richtung europäischer Krisenvorsorge unternommen. 
 
Die Pandemie hat deutlich gemacht: Strategische Resilienz bei Lieferketten, 
Arzneimittelproduktion, Medizinprodukten und Gesundheitsdaten kann in einer 
globalisierten Welt nicht ausschließlich national organisiert werden. Nationale 
Krisenvorsorge und europäische Koordinierung sind keine Gegensätze, sondern 
ergänzen sich strukturell. 
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In Sachsen bewährte sich insbesondere die enge Abstimmung mit Krankenhäusern 
und Kommunen. Durch ein laufendes Monitoring der Bettenkapazitäten sowie die 
Einsetzung verantwortlicher Krankenhauskoordinatoren in regionalen Clustern 
konnte die Versorgung gesichert und bei Überlastungen rechtzeitig eine Verlegung 
von Patienten organisiert werden. 
 
Die Zusammensetzung von Krisenstäben erfolgte überwiegend pragmatisch entlang 
von Ressortzuständigkeiten. Für die Zukunft sollten transparente Kriterien gelten, 
etwa fachliche Expertise, Entscheidungsbefugnisse, Schnittstellenkompetenz sowie 
klare Vertretungsregelungen. Krisenstabsarbeit ist eine professionelle Disziplin, die 
regelmäßige Vorbereitung und Übung erfordert. Fehlende Erfahrung zu Beginn der 
Pandemie stellte eine Herausforderung dar – ein Befund, der bereits aus früheren 
Naturkatastrophen bekannt war. 
 
Parlamentarische Rückbindung und Öffentlichkeit 
 
Mit fortschreitender Dauer der Pandemie gewann die parlamentarische Einbindung 
an Bedeutung. Während zunächst exekutive Handlungsfähigkeit im Vordergrund 
stand, wurde die Beteiligung der Legislative schrittweise vertieft. 
 
Eine zentrale Lehre lautet: Exekutive Koordination ist in akuten Phasen notwendig. 
Bei langanhaltenden Krisen muss jedoch die parlamentarische Rückbindung 
systematisch institutionalisiert werden. 
 
Regelmäßige Unterrichtung, feste Evaluationsintervalle für grundrechtsintensive 
Maßnahmen sowie transparente Begründungspflichten stärken demokratische 
Legitimation und gesellschaftliche Akzeptanz. 
 
Die intensive Einbindung der Öffentlichkeit in Sachsen durch regelmäßige 
Onlineformate -– etwa durch regelmäßige Videokonferenzen des Ministerpräsidenten 
mit Wissenschaft und gesellschaftlichen Akteuren – trug wesentlich zur Transparenz 
und zur Akzeptanz staatlichen Handelns bei. 
 
Kommunale Ebene als tragende Säule des Krisenmanagements 
 
Die kommunale Ebene bildete das operative Rückgrat der Pandemiebekämpfung. 
Gesundheitsämter spielten eine Schlüsselrolle bei Kontaktnachverfolgung, 
Quarantäneanordnungen sowie Test- und Impfstrategien. Die Umsetzung der 
Schutzmaßnahmen war komplex, da sie nicht nur angeordnet, sondern auch 
finanziert, überwacht und vor Ort politisch vertreten werden mussten. 
In Sachsen wurden die beiden kommunalen Spitzenverbände frühzeitig in 
Kabinettsberatungen einbezogen und dauerhaft in Krisenstäbe integriert. Diese 
vertikale Verzahnung erhöhte sowohl die Umsetzungsqualität als auch die 
gesellschaftliche Akzeptanz der Maßnahmen. Gleichzeitig traten strukturelle Defizite 
bei Personal, IT-Ausstattung und Datenverarbeitung zutage. Die Modernisierung des 
Öffentlichen Gesundheitsdienstes bleibt daher eine Daueraufgabe. 
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Einsatz der Bundeswehr und zivil-militärische Zusammenarbeit 
 
Die Amtshilfe der Bundeswehr erwies sich als wichtiger Bestandteil der 
Krisenbewältigung, insbesondere in den Bereichen Logistik, Organisation, 
Führungsunterstützung und administrative Entlastung.  
 
Besonders wichtig war die Unterstützung der Bundeswehr bei der Aufrechterhaltung 
der Kontaktnachverfolgung zu Beginn der Pandemie in den Gesundheitsämtern, bei 
Aufbau und Betrieb der Impfzentren sowie der Verlegung von Patienten nach dem 
sog. „Kleeblattprinzip. 
 
Zivile Strukturen haben neben der personellen und sachlichen Unterstützung vor 
allem von den Erfahrungen der Bundeswehr bei der Arbeit in Krisenlagen und 
Stabsstrukturen profitiert. Zugleich zeigte sich, dass Anforderungswege und 
Zuständigkeiten nicht überall klar genug definiert waren bzw. bei bereits festgelegten 
Verfahren diese nicht allen Akteuren ausreichend bekannt waren. 
 
Für zukünftige Krisen bedarf es einer standardisierten Architektur der zivil-
militärischen Zusammenarbeit mit klaren Verfahren und regelmäßigen gemeinsamen 
Übungen. Entscheidend bleibt dabei die rechtliche Klarheit: Amtshilfe erfolgt – stets 
unter ziviler Führung. Wichtig dabei ist, dass zivile Entscheidungsträger und 
Bundeswehr auch außerhalb von Krisenzeiten einen laufenden Austausch pflegen 
und die Bundeswehr auch vor Ort, in den Ländern präsent ist. Für Sachsen hat sich 
bewährt, dass zwischen Staatskanzlei und Landeskommando enger Kontakt gepflegt 
wird. 
 
Bilanz und Schlussfolgerungen 
 
Deutschland ist im internationalen Vergleich gut durch die Pandemie gekommen. 
Gleichwohl wurden Schwachstellen in Dateninfrastruktur, Beschaffung und 
Koordination sichtbar. 
 
Die Pandemie war kein Argument gegen den Föderalismus, sondern ein Stresstest 
seiner Koordinationsfähigkeit. Die Aufgabe für die Zukunft besteht nicht in pauschaler 
Zentralisierung oder Dezentralisierung, sondern in institutioneller Vorbereitung, klaren 
Verfahren und belastbaren Datenstrukturen. 
 
Krisenkoordination erfordert vorbereitete Formate statt improvisierter Abstimmungen.  
 
Datenqualität und Interoperabilität sind Voraussetzung für Handlungsfähigkeit. 
Strategische Beschaffung, europäische Resilienzstrukturen und nationale Vorsorge 
müssen ineinandergreifen. 
 
Für zukünftige Krisen ergeben sich daraus zentrale Handlungslinien: 
 
• institutionalisierte Einbindung der kommunalen Ebene, die Stärkung der 
 Gesundheitsämter, verbindliche Datenstandards und interoperable IT-Strukturen, 
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• klare parlamentarische Rückbindung koordinierender Gremien, 
• standardisierte Krisenstabsmodelle und regelmäßige Übungen, 
• strategische Beschaffungsvorsorge, 
• transparente Krisenkommunikation,  
• klare Verfahren für zivil-militärische Amtshilfe und  
• strukturierte europäische Einbindung in nationale Vorsorgearchitekturen. 
 
Föderale Differenzierung und nationale sowie europäische Koordination sind dabei 
keine Gegensätze. Sie bilden gemeinsam die Grundlage einer resilienten 
staatlichen Ordnung. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

Oliver Schenk 
Mitglied des Europäischen Parlaments 


	Kommissionsdrucksache 21(27)25
	Stellungnahme Oliver Schenk

